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Kurt Beck
SPD-Parteivorsitzender 

Unser Land zukunftsfähig machen

„Wir wollen unser Land zukunftsfä-
hig machen“, so heißt es im neuen
Hamburger Programm der SPD. Zu-
kunftsfähig wird Deutschland nicht
von allein. Wir stehen vor Herausfor-
derungen, die politisches Handeln er-
fordern.

In den vergangenen Jahren haben so-
zialdemokratische Reformen die Aus-
gangslage unseres Landes verbessert.
Die Arbeitslosigkeit ist geringer, die
Sozialsysteme sind stabiler, die Bil-
dungschancen sind besser, die Wirt-
schaft wächst stärker und die Staats-
finanzen sind gesünder. Deutschland
ist Vorreiter beim Klimaschutz und

nimmt seine internationale Verant-
wortung für Entwicklung, Sicherheit
und Frieden wahr.

Diesen Kurs wollen wir fortsetzen.
Weltweit offene Märkte, neue Risiken
der Energieversorgung, steigende An-
forderungen an qualifizierte Arbeit,
an soziale Sicherheit und gesell-
schaftliche Integration machen uns
klar, dass die Politik auch in Zukunft
gestalten muss, damit nicht Markt
und globaler Wettbewerb allein un-
ser Zusammenleben prägen. Soziale
Gerechtigkeit und wirtschaftlicher Er-
folg kommen nicht von selbst. Des-
halb wollen wir nachhaltiges Wachs-

tum fördern, den Märkten faire Re-
geln geben, die Energiewende voran-
treiben, die uns vom Öl unabhängi-
ger macht und die Gefahren der
Atomwirtschaft beseitigt, gute Arbeit
durch bessere Bildung und verlässli-
che Sicherheit durch einen vorsorgen-
den Sozialstaat ermöglichen.

Der Staat ist kein „Auslaufmodell“.
Gerade in unserer Zeit tief greifender
sozialer und wirtschaftlicher Umbrü-
che brauchen wir den modernen, de-
mokratischen und nachhaltig hand-
lungsfähigen Staat, um zentrale Zu-
kunftsaufgaben solidarisch zu schul-
tern.

Peer Steinbrück
Bundesfinanzminister, stellvertretender SPD-Parteivorsitzender 

Leistungsgerechtigkeit 
und Steuerehrlichkeit

Unser Land lebt von seinen Leistungs-
trägern. Das sind die Millionen von
Menschen, die hart arbeiten und sich
an die Regeln halten.

Der Staat soll zu solchen Leistungen
ermutigen. Engagement und Ehrlich-
keit müssen sich lohnen, Betrug – und
nichts anderes ist die Steuerhinterzie-
hung einer Gruppe von Spitzenver-
dienern – ist hart und ohne Mausche-

lei zu ahnden. Es gilt für Unterneh-
men ebenso wie für Einzelpersonen:
Wer Deutschland Erfolg, Gewinn und
Vermögen zu verdanken hat, die Ins -
titutionen und Infrastrukturen dieses
Landes wie selbstverständlich nutzt,
der muss auch hier seine Steuern zah-
len. Wenn einige Vertreter der so ge-
nannten Wirtschaftselite glauben,
Steuern zu zahlen sei Sache der klei-
nen Leute, stellen sie sich über die

Rechtsordnung und gefährden den
Kern der sozialen Marktwirtschaft.

Unser Staat muss nach klaren Regeln
und mit Augenmaß besteuern. Wir
haben deshalb Steuersätze gesenkt,
bauen aber zugleich Subventionen
und Privilegien ab. Steuerehrlichkeit
lohnt sich also. Leistungsbereitschaft
zahlt sich aus.



Das marktradikale Argument, dass
„weniger Staat“ zwangsläufig zu hö-
herem Wachstum und wirtschaftli-
cher Leistungsfähigkeit führe, ist
falsch. Das zeigen nicht nur die Erfah-
rungen zerfallender Staaten in den
Krisenregionen der Welt. Auch sehr
erfolgreiche Länder mit vergleichs-
weise hoher Staatsquote wie in
Skandinavien belegen: Ein aktiver
und solide finanzierter Staat sorgt
nicht nur für Sicher-
heit, sondern erhöht
durch bessere Leistun-
gen bei Bildung, Ge-
sundheit oder durch
gezielte Forschungsin-
vestitionen Wachstum,
Wohlstand und Frei-
heit für alle sozialen
Schichten.

Nicht jeder Staat ist ein
handlungsfähiger Staat.
Nutzlose Bürokratie, au-
toritäre und willkürliche
Staatsmacht, Abschot-
tung gegen technischen
Fortschritt und neue
Märkte sind keine Ant-
wort auf die wirtschaft-
liche Globalisierung.

„Mehr Staat“ führt
nicht zwangsläufig zu
mehr Gerechtigkeit.
Entscheidend ist nicht
der Umfang staatlicher
Tätigkeit, entscheidend
ist, wie wirksam die öf-
fentliche Hand Chan-
cengleichheit, Sicher-
heit und nachhaltiges
Wachstum gewährleis-
tet. An diesem Maß-

stab ist die Höhe der Steuern und Ab-
gaben zu bewerten.

Deutschland im internationalen
Vergleich
Tatsache ist, dass Deutschland heute
im internationalen Vergleich einen
schlanken Staat hat, der wichtige Zu-
kunftsaufgaben wahrnimmt.

� Beispiel Staatsquote (Verhältnis der

Haushaltsausgaben von Bund, Län-
dern und Kommunen sowie der ge-
setzlichen Sozialsysteme zum Brut-
toinlandsprodukt (BIP): Die Staatsquo-
te ist in den letzten Jahren kontinuier-
lich zurückgefahren worden und liegt
mit 44% unter dem Durchschnitt der
EU und der Industrieländer.

� Beispiel Steuerquote (Verhältnis
der erhobenen Steuern zum BIP): Sie

liegt 2006 mit 22% fast
gleichauf mit den USA
und ganz deutlich un-
ter derjenigen Großbri-
tanniens mit über 30%.
Damit ist sie so niedrig
wie noch nie in der Ge-
schichte Deutschlands.

� Beispiel Abgaben-
quote (Verhältnis der
Summe von Steuern
und Sozialabgaben zum
BIP): Sie liegt mit 35,7%
international im Mittel-
feld, allerdings noch im-
mer unter dem Wert
Großbritanniens. Insbe-
sondere die Sozialabga-
ben sind im Verhältnis
zur Wirtschaftsleistung
seit 1998 zurückgegan-
gen.

� Beispiel Bürokratie:
Der Anteil der Staats-
bediensteten an der
Gesamtzahl der Be-
schäftigten ist in
Deutschland zurückge-
gangen und liegt heu-
te mit 11,7% unter dem-
jenigen der USA mit
15,4 %.
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Deutschland hat einen schlanken Staat

Entwicklung der Staatsquote* in Deutschland 
(in %)

Steuer- und Abgabenquote 2006 im 
internationalen Vergleich (in %)

Quelle: BMF

Quelle: OECD 2006
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Ein gesunder und leistungsfähiger Haushalt
Ein handlungsfähiger Staat braucht
einen leistungsfähigen Haushalt.

Klar ist: Wenn die Wirtschaft kräftig
wächst, gelingt die Gesundung der So-
zialsysteme und des Staatshaushalts
schneller. Das zeigen die vergangenen
Jahre: Der Anstieg des Bruttoinland-
sproduktes um 2,9% in 2006 und vo-
raussichtlich 2,5% in 2007 hat die Wir-
kung der Arbeitsmarktreformen ver-
größert. Hunderttausende von neuen
Jobs entlasten den Sozialhaushalt. Mil-
liardenüberschüsse bei der Arbeitslo-
senversicherung sind die Folge. Wir
nutzen diese Überschüsse zur Absiche-
rung der aktiven Arbeitsmarktpolitik
und zur umfassenden Beitragssen-
kung von 6,5 auf 3,3% ab Januar 2008,
die Arbeitnehmern und Arbeitgebern
gleichermaßen zu Gute kommen. Das
Wachstum trägt außerdem zur Stabili-
sierung der gesetzlichen Kranken- und
Rentenversicherung bei. Nicht zuletzt
ermöglicht es uns, die Neuverschul-
dung dramatisch zu senken und den
Kurs eines ausgeglichenen Bundes-

haushalts bis 2011 anzu-
peilen. Nimmt man Bund,
Länder, Gemeinden und
Sozialversicherungen zu-
sammen, kann Deutsch-
land schon 2007 eine
„schwarze Null“ melden.

� Innerhalb von zwei Jah-
ren ist die Neuverschul-
dung des Bundes hal-
biert worden: von 31,2
Mrd. Euro (2005) auf
14,4 Mrd. Euro (2007).
Sie liegt damit auf den
niedrigsten Stand seit
der Wiedervereinigung.

� Die Ausgabenquote
(der Anteil der Bundes-
ausgaben am Bruttoin-
landsprodukt) erreicht
mit 11,2 % voraussicht-
lich bereits 2008 einen historischen
Tiefstand.

� Darüber hinaus werden weiterhin

konsequent Subventionen abge-
baut. Die Finanzhilfen des Bundes
sinken zwischen 2005 und 2008 von
6,1 Mrd. Euro auf 5,7 Mrd. Euro – ein
Rückgang um 7,0 %.

� Bereits 2006 konnte die Defizit-
grenze des Maastrichter EU-Vertra-
ges von 3% des BIP mit 1,6 % deut-
lich unterschritten werden.

Wichtig für einen zukunftsweisen-
den Haushalt sind die Investitions-
ausgaben. Sie liegen 2008 bei 24,7
Milliarden Euro und damit rund 700
Millionen Euro über dem letzten
Haushalt. Diese Mittel setzt die Bun-
desregierung für Zukunftsinvestitio-
nen in Forschung und Entwicklung,
Bildung und Betreuung, in die Infra-
struktur oder das Wachstum der mit-
telständischen Wirtschaft ein.
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Deutschland muss auf dem Weg in ei-
ne starke Zukunft vor allem zwei Pro-
bleme meistern: Die niedrige Gebur-
tenrate, die zu einem langfristigen Be-
völkerungsrückgang und damit zu Ar-
beitskräftemangel führen wird. Und
die Tatsache, dass Deutschland ein
rohstoffarmes Land ist, dessen wirt-
schaftliche Stärke vor allem auf einem
Vorsprung bei Spitzentechnologien
und Dienstleistungen beruht. Daher
zählen Investitionen in eine Familien-
politik, die Eltern die Entscheidung für
Kinder erleichtern, und Investitionen
in die Köpfe der Kinder zu den wich-
tigsten Aufgaben des Staates. 

Das neue Elterngeld
Für das Elterngeld, das Anfang 2007
eingeführt wurde, stellt der Bund jähr-
lich rd. 4 Mrd. Euro bereit – rd. 1 Mrd. Eu-
ro mehr als für das bisherige Bundeser-
ziehungsgeld. Das Elterngeld erleich-

tert es Eltern, ganz oder teilweise eine
Berufspause zu machen und mehr Zeit
für ihr Kind zu haben. 

Bessere Tagesbetreuung
Mit dem Tagesbetreuungsausbauge-
setz und dem Ganztagsschulprogramm
hat die SPD in der letzten Legislaturpe-
riode begonnen, in die Bildung für Kin-
der und Infrastruktur für Familien zu
investieren. Die SPD hat zudem den
Ausbau der Betreuungsinfrastruktur
durchgesetzt und ab 2013 den Rechts-
anspruch auf Kinderbetreuung ab eins.
Der Bund beteiligt sich an der Finanzie-
rung in der Ausbauphase bis 2013 mit 4
Mrd. Euro und anschließend an be-
stimmten Betriebskosten mit jährlich
770 Mio. Euro. Eine Belohnung des Zu-
hausebleibens in Form des Betreuungs-
geldes lehnt die SPD ab – es soll keine fi-
nanziellen Anreize geben, Kinder von
der frühen Förderung abzuhalten. 

Mehr Ganztagsschulen
Mit dem Programm „Zukunft Bildung
und Betreuung“ fördert der Bund von
2003 bis 2009 den Auf- und Ausbau
von Ganztagsschulen. Diese ermögli-
chen den Kindern eine ganztägige
Förderung und sinnvolle Beschäfti-
gung und entlasten die Eltern. Von
dem Programm haben bis Ende 2007
bundesweit rund 6.500 Schulen pro-
fitiert.

Höheres BAföG
Gegen den Widerstand der Union hat
die SPD im letzten Jahr durchgesetzt,
dass das BAföG zum Wintersemester
2008 ansteigt: Die Bedarfssätze um 
10% und die Freibeträge um 8% ange-
hoben. Bund und Länder erhöhen ihre
Leistungen damit um 450 Mio. Euro
jährlich. 100.000 Studierende (einschl.
Fach- und Berufsschüler) kommen zu-
sätzlich in den Genuss der Förderung.

Bildung und Betreuung
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Familien und Kinder fördern

Die weiteren Ziele
� Mehr Geld für Bildung: Die SPD

will den Anteil der öffentlichen
und privaten Ausgaben am Brut-
toinlandsprodukt für die Bildung
auf 7 % erhöhen. 2004 lag
Deutsch land laut OECD im inter-
nationalen Vergleich nur im Mit-
telfeld (s. Grafik).

� Ein neuer Investitionsbegriff: Bil-
dungsausgaben sind keine Kon-
sumausgaben, sondern eindeutig
Zukunftsinvestitionen. Deshalb
steht die SPD für die beitragsfreie
Bildung von der Kita bis zur Hoch-
schule. Studiengebühren sind der
falsche Weg. 

Öffentliche und private Ausgaben für Bildungs-
einrichtungen in % des Bruttosozialproduktes 2004
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Innovationsförderung zählt zu den
wichtigsten Aufgaben staatlicher
Haushaltspolitik. Denn nur wenn es
Deutschland gelingt, seine technolo-
gische Vormachtstellung in den
nächsten Jahren zu halten und aus-
zubauen, gibt es gute Chancen den
Wettbewerb mit Boomstaaten wie
China oder Indien zu bestehen.

Schwerpunkt Forschung 
& Entwicklung
Rund 2,5% des Bruttoinlandspro-
dukts entfielen 2005 in Deutschland
auf Forschungs- und Entwicklungs-
ausgaben. Damit investiert Deutsch-
land mehr Geld in Forschung & Ent-
wicklung als die meisten anderen EU-
Staaten. Trotz dieser bereits hohen
Forschungsintensität will die Bun-
desregierung mit mehr zukunfts-
und technologieorientierten Investi-
tionen weiteres Forschungspotenzial

erschließen. Sie unterstützt die An-
strengungen der Wirtschaft und in-
vestiert bis zum Jahre 2009 zusätzli-
che 6,5 Mrd. Euro in Forschung, Tech-
nologie und Innovation.

Hochschulpakt 2020
Bis 2010 werden rund 90.000 zusätz-
lich Studierende an den deutschen
Hochschulen erwartet. Mit dem
Hochschulpakt 2020 für die Jahre
2007 bis 2010 stellen Bund und Län-
der rd. ca. 1,8 Mrd. Euro bereit, um die
neuen Aufgaben zu bewältigen: 
1,1 Mrd. Euro zur Finanzierung zusätz-
licher Studienanfängerplätze und
700 Mio. Euro zur universitären For-
schungsförderung.

Exzellenzinitiative
Mit der Exzellenzinitiative fördern
Bund und Länder Wissenschaft und
Forschung an den deutschen Hoch-

schulen. Mit der Förderung der uni-
versitären Spitzenforschung sollen
Leuchttürme der Wissenschaft in
Deutschland entstehen, die auch in-
ternational ausstrahlen. Dafür ste-
hen 2008 rd 1,9 Mrd. Euro bereit, 75 %
davon trägt der Bund.

3,3 Milliarden für Klimaschutz
Nicht zuletzt hilft auch das Klima -
schutzpaket, das die Bundesregie-
rung im Dezember 2007 beschlossen
hat, dabei mit, Deutschland auf ei-
nem wichtigen Zukunftsfeld einen
Innovationsvorsprung zu verschaf-
fen. Mit den 3,3 Mrd. Euro, die 2008
für Klimaschutzmaßnahmen bereit
stehen – 200% mehr als noch 2005 –
werden unter anderem innovative
Technologien zum effizienten Einsatz
von Energie gefördert. Das hilft nicht
nur dem Klima, sondern auch dem
Wirtschaftsstandort Deutschland. 

Forschung und Innovation

Deutschlands Vorsprung sichern

Die weiteren Ziele
� Wenn auch die Länder und die

Wirtschaft ihre Ausgaben für For-
schung und Entwicklung entspre-
chend erhöhen, kann das Ziel der
Lissabon-Strategie der EU, bis
2010 3 % des Bruttoinlandspro-
dukts in Forschungund Entwick-
lung zu investieren, erreicht wer-
den. Zu diesem Zweck hat die
Bundesregierung ihre Innovati-
onspolitik und somit alle innova-
tionsrelevanten Maßnahmen und
die Verbesserung der Rahmenbe-
dingungen übergreifend in der
„Hightech-Strategie“ gebündelt.
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24,7 Mrd. Euro stehen im Bundeshaus-
halt 2008 für Investitionen bereit. Ein
Großteil dieser Gelder fließt in die För-
derung von Mittelstand und Hand-
werk und in den Ausbau der Infra-
struktur. Zum Teil sind die entspre-
chenden Programme über mehrere
Jahre angelegt. So gibt der Bund wich-
tige Impulse zur Schaffung und zum
Erhalt von Arbeitsplätzen.

Impulsprogramm für Wachstum
und Beschäftigung
Mit dem Impulsprogramm für die Pe-
riode 2006 bis 2009 stellt der Bund
insgesamt 25 Mrd. Euro bereit und
setzt damit konkrete Wachstumsim-
pulse. Die Mittel aus dem Programm
fließen in folgende Bereiche:
• 9,3 Mrd. Euro für die Belebung von

Mittelstand und Wirtschaft. 5,6
Mrd. fließen hiervon in die energeti-
sche Gebäudesanierung. Außerdem

fließen aus diesem Topf Mittel in die
Investitionszulage Ost, mit der ge-
zielt die ostdeutsche Wirtschaft ge-
fördert wird.

• 6 Mrd. Euro für Forschung und Ent-
wicklung. 

• 2,5 Mrd. Euro für die steuerliche För-
derung von privaten Haushalten als
Arbeitgeber für haushaltsnahe
Dienstleistungen oder Handwerks-
aufträge

• 4,3 Mrd. Euro für Maßnahmen zur
Verbesserung der Verkehrsinfra-
struktur 

• 3 Mrd. Euro für die Familienförde-
rung (Elternteil) 

Investitionen in Gebäudesanierung
Neben den Mitteln aus dem Impuls-
programm (5,6 Mrd. Euro) gibt es wei-
tere zahlreiche Förderprogramme (z. B.
zinsverbilligte Darlehen in den KfW-
Programmen „Ökologisch Bauen“,

„Wohnraum Modernisieren“), mit de-
nen der Bund energieeffizientes Bauen
und Sanieren fördert. Mit diesen Pro-
grammen wurden 2006 Investitionen
von rd. 12 Mrd. Euro angestoßen. Hier-
von profitieren insbesondere Hand-
werk und Bauwirtschaft.

Investitionen in Infrastruktur
Der Bund stellt durchschnittlich 9,2
Mrd. Euro Euro jährlich für den Ausbau
und die Sanierung von Straßen, Schie-
nen und Bundeswasserstraßen bereit.
2008 liegt diese Summe sogar bei 9,5
Mrd. Euro. 

Steuerliche Verbesserungen
Von der Unternehmensteuerreform
(s.S.10), die Anfang 2008 in Kraft ge-
treten ist, und verbesserten steuerli-
chen Rahmenbedingungen profitie-
ren insbesondere kleine und mittlere
Unternehmen.

Förderung von Handwerk und Mittelstand

Impulse für Wachstum und neue Arbeit

Die weiteren Ziele
� Auch für das kommende Jahr

wird ein Wachstum von knapp 
2 % prognostiziert. Wachstum
kommt aber nicht von allein. 
Wer bei dem wichtigsten Leit-
markt der Zukunft, den Umwelt-
technologien, im globalen Wett-
bewerb die Nase vorne hat, wird
die besten Chancen auf mehr
Wirtschaftswachstum und Be-
schäftigung haben. 

Deswegen verfolgt die SPD eine
ökologische Industriepolitik, die
Umwelt innovationen für mehr
qualita tives Wachstum fördert.
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Vorsorgender Sozialstaat

Verlässliche Hilfen zur Selbsthilfe
Eine der wichtigsten Leistungen des
Sozialstaates in Deutschland ist es, den
Bürgerinnen und Bürgern soziale Si-
cherheit zu gewährleisten. Das Sozial-
budget bildet im Bundeshaushalt den
größten Ausgabenblock. Es umfasst
2008 rd. 140 Mrd. Euro und damit 49,7
Prozent der gesamten Bundesausga-
ben. Bei Arbeitslosigkeit, Krankheit
oder Pflegebedürftigkeit und im Alter
greifen verlässliche Netze. 

Rente
Die gesetzliche Rente bleibt die wich-
tigste Säule der Altersversorgung, die
zur Sicherung des Lebensstandards
durch betriebliche und private Vorsor-
ge ergänzt werden kann. Der größte
Ausgabenposten des Sozialetats bil-
den 2008 die Leistungen des Bundes
an die gesetzliche Rentenversicherung
mit rd. 78,6 Mrd. Euro. Erfreulich ist,
dass aufgrund der guten Wirtschafts-

und Lohnentwicklung die Renten
2007 erstmals seit 2003 wieder erhöht
wurden und auch 2008 steigen kön-
nen.

Arbeitsmarktausgaben
Der zweitgrößte Posten sind mit rund
42,6 Mrd. Euro die Arbeitsmarktausga-
ben. Hiervon entfallen wiederum rd. 
35 Mrd. Euro auf die Grundsicherung
für erwerbsfähige Arbeitslose (ALG II).
Besonders positiv wirkt sich für diesen
Ausgabenbereich die gute Entwick-
lung auf dem Arbeitsmarkt aus. Auf-
grund der Einsparungen bei der Bun-
desagentur für Arbeit und aus Mehr-
einnahmen bei der Mehrwertsteuer
konnte deshalb eine deutliche Absen-
kung des Beitrags zur Arbeitslosenver-
sicherung von 6,5 % auf 3,3 % durchge-
setzt werden. Eine Maßnahme von der
Arbeitnehmer und Arbeitgeber glei-
chermaßen profitieren.

Aktive Arbeitsmarktpolitik
Trotz Rückgang der Arbeitslosigkeit
stellt der Bund weiterhin beträchtli-
che Mittel für eine aktive Arbeits-
marktpolitik bereit. Hiervon profitie-
ren vor allem besonders schwer ver-
mittelbare Arbeitsuchende wie Älte-
re, Jugendliche und Langzeitarbeits-
lose.
� Die Initiative 50plus fördert mit
verschiedenen – auch finanziellen –
Anreizen die Arbeitsaufnahme älte-
rer Arbeitsloser.
� Für Regionen mit besonders hoher
Arbeitslosigkeit ist 2008 das Pro-
gramm Kommunal-Kombi angelau-
fen, mit dem rd. 100.000 Arbeitsplät-
ze in Städten und Gemeinden geför-
dert werden sollen.
� Zuschüsse gibt es ebenfalls für ju-
gendliche Arbeitslose ohne Berufsab-
schluss mit dem Programm Ein-
stiegsqualifizierung für Jugendliche.

Die weiteren Ziele
� Die SPD strebt eine Arbeitsversi-

cherung an, die berufliche Über-
gänge und Erwerbsunterbrechun-
gen absichert sowie Weiterbil-
dung in allen Lebensphasen ge-
währleistet. Dazu muss ein Recht
auf Weiterbildung kommen. So
können die Wahlmöglichkeiten
erweitert und die Beschäftigungs-
fähigkeit erhalten werden. 

Eine Arbeitsgruppe des SPD-Par-
teivorstands wird bis Ende 2008
erste konzeptionelle Vorschläge
zur Einrichtung einer Arbeitsversi-
cherung vorlegen.

Arbeitslosengeld II
Sozialgeld

23,0

Arbeitslosengeld u.
Teilarbeitslosengeld

22,9

sonstige Leistungen
der aktiven
Arbeitsförderung

7,7

Förderung zur Aufnahme
einer selbstst. Tätigkeit 2,6

Föderung d. Teilhabe
behindeter Menschen 2,6

Förderung der beruflichen
Weiterbildung 1,7

Förderung der
Berufsausbildung 1,8

Beschäftigung schaffende
Maßnahmen 2,0

sonstige
Kosten
9,2

sonstige Entgeltersatz-
leistungen 0,9

Gesamt-
ausgaben

74,6

Mrd. €

Quelle: www.sozialpolitik-aktuell.de

Ausgaben der Bundesagentur für Arbeit und des Bundes für 
Arbeitsmarktpolitik 2006 in Mrd. Euro



Bei vielen ist es schon in Vergessen-
heit geraten, aber es bleibt eine Tat-
sache: Die rot-grüne Koalition unter
Bundeskanzler Gerhard Schröder hat
in ihrer Regierungszeit 1998 bis 2005
das größte Steuersenkungspro-
gramm in der Geschichte der Bun-
desrepublik durchgesetzt. Zug um
Zug wurden die Steuern für alle Bür-
gerinnen und Bürger von Gering- bis
zum Spitzenverdiener in erheblichem
Umfang gesenkt.

Steuerpolitische Erfolge der SPD
� Im Vergleich zum
Ausgangspunkt der
Steuerreform 1998
zahlen alle rund 59,1
Mrd. Euro pro Jahr
weniger.

� Der Eingangssteu-
ersatz ist auf einen
Tiefstand von 15%
gesunken.

� Der Grundfreibe-
trag ist auf 7.664 Eu-
ro angehoben wor-
den – so hoch wie
noch nie.

� Der Spitzensteuer-
satz ist auf 42 %, der
niedrigste Satz seit
Bestehen der Bun-
desrepublik Deutsch-
land. Nur für absolu-
te Spitzenverdiener
gilt seit 2007 ein hö-
herer Satz von 45%
(s. S. 10).

� Besonders Ge-
ringverdiener profi-

tieren von der Steuerreform. So zah-
len 20 % der Steuerpflichtigen mit
geringem Einkommen seit 2005
überhaupt keine Steuern mehr. 

Steuerpolitische Ziele der SPD
Vor dem Hintergrund der rot-grünen
Steuerreform verfolgt die SPD das Ziel,
kleinere und mittlere Einkommen zu
entlasten und große Einkünfte gerecht
zu besteuern. Es gilt, die Steuereinnah-
men des Staates dauerhaft zu sichern,
damit Bund, Länder und Kommunen
über tragfähige Haushalte verfügen

und somit gute Rahmenbedingungen
für Wachstum und Beschäftigungsan-
stieg geschaffen werden können.

Stabile Steuerbasis –
sinkende Sozialabgaben
Die SPD strebt langfristig an, die Steu-
ereinnahmen der öffentlichen Haus-
halte zu stabilisieren und die Sozialab-
gaben zu senken. Das trägt zu mehr
Gerechtigkeit bei der Finanzierung der
gesamtgesellschaftlichen Aufgaben
des Sozialstaates bei. Denn sie sollen
von allen Bürgerinnen und Bürgern

und nicht nur von
der Versichertenge-
meinschaft der sozi-
a lvers icherungs-
pflichtig Beschäftig-
ten bezahlt werden.
Außerdem hilft dies,
die Abgabenbelas-
tung der Arbeit zu
vermindern und
neue Beschäftigung
zu erleichtern. 

Zum 1. Januar 2007
wurde die Mehr-
wertsteuer um 3
Punkte auf 19% er-
höht, zugleich aber
die Beiträge zur Ar-
beitslosenversiche-
rung gesenkt. Um
einkommensschwa-
che Haushalte zu
schonen, wurde der
insbesondere für
Grundnahrungsmit-
tel geltende ermä-
ßigte Umsatzsteuer-
satz von 7 % nicht
angetastet.

NACHHALTIGE STEUER- und FINANZPOLITIK

Fakten und Argumente Sozialdemokratische Steuerpolitik
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Steuerpolitische Erfolge und Ziele der SPD

Entwicklung von Steuertarifen und Grundfreibetrag

2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011

12,0

14,0

16,0

18,0

20,0

22,0

26,0

28,0

Steuerquote Sozialabgabequote

Entwicklung der Steuereinnahmen und Sozialbeiträge
2002 bis 2011 in % des Bruttoinlandsproduktes

6.322 € 6.681 €
7.206 € 7.235 € 7.235 €

7.664 € 7.664 €Grund-
freibetrag

19,9 % 19,9 %

1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005

25,9 %
23,9 %

15 %16 %

53 % 53 %
51 %

48,5 %

22,9 %

48,5 % 48,5 %
45 %

42 %

19,9 %

6.902 €

Spitzen-
steuersatz

Eingangs-
steuersatz



Ein wichtiges Ziel sozialdemokrati-
scher Steuerpolitik ist es, ein hohes
Maß an Steuergerechtigkeit herzustel-
len. Hierzu zählt die Einführung einer
„Reichen steuer“ ebenso wie der kon-
sequente Abbau nicht mehr gerecht-
fertigter Steuersubventionen.

Um Spitzenverdiener stärker an der
Finanzierung öffentlicher Aufgaben
zu beteiligen, hat die SPD die Einfüh-
rung einer „Reichensteuer“ durchge-
setzt. Ab Anfang 2007 ist die Einkom-
mensteuer ab einem zu versteuern-
den Einkommen von 250.000 Euro
für Ledige (500.000 für Verheiratete)
– mit Ausnahme der gewerblichen
Einkünfte – um 3 Prozentpunkte auf
45 % erhöht worden. Die Einnahmen

aus der „Reichensteuer“ werden ab
2009 auf bis zu 1,3 Milliarden Euro
pro Jahr ansteigen.

Durch Streichung zahlreicher Steuer-
subventionen hat es die Bundesregie-
rung erreicht, dass die Subventionen
des Bundes zwischen 2005 und 2008
insgesamt um 9% auf 15,8 Mrd. Euro

gesenkt werden konnten (s. Grafik). Zu
den Subventionen, die gestrichen
wurden, zählen die Eigenheimzulage
ebenso wie diverse Steuersparmodel-
le, von denen besonders Spitzenver-
diener profitierten.

Mit der Abgeltungssteuer in Höhe
von 25%, die 2009 in Kraft tritt, haben
wir ein Instrument geschaffen, um
Erträge aus Kapitaleinkünften ein-
heitlich und einfach zu besteuern.
Veräußerungs- bzw. Spekulationsge-
winne müssen in Zukunft immer ver-
steuert werden. Heute ist es noch so,
dass Veräußerungsgewinne nach ei-
nem Jahr steuerfrei sind. In Zukunft
werden 25 % fällig – ohne Möglich-
keit, sich zu drücken.

Fakten und Argumente

HANDLUNGSFÄHIGER STAAT

Sozialdemokratische Steuerpolitik
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Ende 2007 hat sich die Bundesregie-
rung auf ein neues Erbschaftsteuer-
recht geeinigt, das für eine gerechte
Besteuerung hoher Erbschaften
sorgt und garantiert, dass Betriebe
im Erbfall entlastet werden, wenn sie
weiter bestehen und Arbeitsplätze
erhalten.

Bislang wurden im Erbfall Immobi-
lien- und Geldvermögen unter-
schiedlich bewertet. Nach dem neu-
en Recht müssen auch Häuser und
Grundstücke nach ihrem – viel höhe-
ren – tatsächlichen Marktwert bei
der Erbschaftsteuer berücksichtigt
werden. Dafür steigen die Freibeträ-
ge für nahe Verwandte zum Teil er-
heblich, so dass „Omas Häuschen“ in
den meisten Fällen auch in Zukunft

steuerfrei an die Kinder vererbt wer-
den kann. Diese neuen Freibeträge
gelten für die Vererbung von privat
genutztem Wohneigentum:

� Eingetragene Lebenspartnerschaf-
ten werden wie Ehepaare behan-
delt und erhalten ebenfalls einen
persönlichen Freibetrag von
500.000 Euro. 

� Erben großer Vermögen werden

künftig stärker besteuert. Die Ge-
staltungsspielräume für Vermögen-
de werden eingeschränkt. 

� Bei Betrieben muss im Erbfall zu-
erst nur auf 15% des Betriebsver-
mögens Erbschaftsteuer gezahlt
werden. Die Steuer auf die restli-
chen 85% des Betriebsvermögens
wird ausgesetzt, wenn das Unter-
nehmen 15 Jahre fortbesteht und
die Lohnsumme einen bestimmten
Grenzwert nicht unterschreitet, al-
so Arbeitsplätze langfristig im Un-
ternehmen gehalten werden.

Mit der neuen Regelung ist sicherge-
stellt, dass das Aufkommen aus der
Erbschaftsteuer, das in die Länderkas-
sen fließt, auch künftig bei mindes-
tens vier Milliarden Euro liegen wird.

Erbschaften gerecht besteuern

insgesamt Bund
2005 29,5 Mrd. € 17,4 Mrd. €
2006 28,1 Mrd. € 17,3 Mrd. €
2007 28,6 Mrd. € 16,6 Mrd. €
2008 26,7 Mrd. € 15,8 Mrd. €

Freibeträge alt neu
Ehegatte 307.000 € 500.000 €
Steuerklasse I
Kinder 205.000 € 400.000 €
Steuerklasse I
Enkel 51.200 € 200.000 €
Steuerklasse 1
Sonstige Erben 5.200 €- 20.000 €

(Steuerkl. II u. III) 10.300 €

Erbschaftsteuer

Steuergerechtigkeit herstellen
Reichensteuer und Subventionsabbau

Entwicklung der Steuer -
vergünstigungen 2005 – 2008



Mit den neuen Regelungen zur Unter-
nehmensteuer, die 2008 in Kraft getre-
ten sind, steigt der Anreiz, in Deutsch-
land zu  investieren und neue Arbeits-
plätze zu schaffen. Mit der Reform sinkt
die derzeitige durchschnittliche Steuer-
belastung von derzeit rd. 39% auf unter
30%. Damit liegt Deutschland im euro-
päischen Mittelfeld und wird  inter -
national wettbewerbsfähiger.

Dabei geht es nicht um Geschenke für
Unternehmen und Unternehmer, son-
dern  darum, die Wettbewerbsfähigkeit
des Steuerstandorts Deutschland zu
steigern. Das Deutsche Institut für
Wirtschaftsforschung (DIW) kommt zu
dem Ergebnis, dass  derzeit jährlich
rund 100 Milliarden Euro in Deutsch-

land erzielter Unternehmensgewinne
am  deutschen Fiskus vorbei ins Aus-
land geschleust werden. Mit den neu-
en Steuersätzen werden sie in großem
Umfang wieder hier versteuert, so
dass die Einnahmen des Staates nach-
haltig steigen werden. 

Vor allem mittelständische Betriebe
– sie stellen den Hauptteil der Ar-
beitsplätze in Deutschland – werden
durch die sinkenden Steuersätze ent-
lastet. Große Konzerne hingegen, die
durch „kreative Buchführung“ Ge-
winne ins Ausland verschieben und
Verluste in Deutschland geltend ma-
chen, müssen sich ehrlich machen.
Steuervermeidungsmöglichkeiten
werden eingeschränkt.

NACHHALTIGE STEUER- und FINANZPOLITIK
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Japan 40,9

39,9USA (New York)
38,7Deutschland (alt)

37,3Italien
35,0Spanien
34,9Frankreich
34,0Belgien

31,5Niederlande
30,4Luxemburg
30,0Großbritannien
29,8Deutschland (neu)

Dänemark 28,0

Norwegen 28,0

27,5Portugal (Lissab.)
Tschechien 26,0

25,0Österreich
24,1Schweiz (Zürich)

19,0Polen
19,0Slowakei
17,5Ungarn

Lettland 15,0

15,0Litauen
12,5Irland

Estland 0

28,0Schweden

Quelle: BMF

Mit Hilfe zahlreicher Einzelmaßnah-
men ist es gelungen, die finanzielle
Basis von Städten und Gemeinden zu
stärken, so dass diese wieder ihren
wesentlichen Aufgaben zur Daseins-
fürsorge für alle Bürgerinnen und
Bürger nachkommen können.

� Der Bund beteiligt sich an den Kos-
ten für Unterkunft für Arbeitsuchende
mit rund 4,3 Mrd. Euro (2007) und ent-
lastet damit deutlich die Kommunal-
kassen.

� Die Gewerbesteuer, die die Union

ganz abschaffen wollte, hat sich in
den letzten fünf Jahren fast verdop-
pelt und liegt 2007 bei 29,4 Mrd. Euro
(s. Grafik).

� Hieraus ergibt sich, dass sich die Fi-
nanzbilanzen der Kommunen insge-
samt verbessert haben. 2006 erziel-
ten die Kommunen wieder einen
Überschuss von 2,9 Mrd. Euro, 2007
liegt dieser bei 5,5 Mrd. Euro (Schät-
zung BMF).

� Eine weitere erfreuliche Tatsache
ist, dass die Investitionen der Kommu-
nen wieder steigen. Nach dem Tief-
punkt 2005 (18,6 Mrd. Euro) haben sie
sich 2006 auf 19 Mrd. Euro erhöht und
liegen 2007 bei 21 Mrd. Euro (Schät-
zung BMF).

Veränderungsrate in %

2007

3,8%

29,428,3

20,7%

20062005

12,8%

23,4

2004

35,8%

20,8

2003

-3,0%

15,3

-8,4

-3,9

-2,3

2,9

5,5

2003 2004 2005 2006 2007

Gewerbesteuer der 
Gemeinden (2007)

Finanzierungssaldo der 
Gemeinden (2007)

Städte und Gemeinden auf solider Basis
Kommunalfinanzen

Standort Deutschland stärken
Unternehmensteuer Unternehmensbesteuerung

im internationalen Vergleich

Solide Finanzen bei Städten und Gemeinden
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